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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Besteuerung besonderen Aufwandes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des .Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

1. Abschnitt 
Aufwandsteuer 


§ 1 


Steuersatz für aufwandsteuerpflichtige 
Lieferungen 

Die Umsatzsteuer nach § 7 Absatz 1, Absatz 2 
Ziffer 1 und Absatz 4 des Umsatzsteuergesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 942) in der 
Fassung, die sich aus den Änderungen und Ergän- 
zungen bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ergibt, 
erhöht sich auf zehn vom Hundert für die Einzel- 
handelslieferungen und den Eigenverbrauch folgen- 
der Gegenstände (Aufwandsteuer): 

1. Edelmetalle und deren Legierungen; 

2. Gegenstände, die ganz oder teilweise aus Edel- 
metallen oder deren Legierungen bestehen, wenn 
der Feininhalt über zwanzig Gramm Platin oder 
über dreißig Gramm Feingold oder der ge- 
stempelte Feingehalt über achthundertfünfund- 
dreißig Tausendstel Silber beträgt; ausgenom- 
men sind Gegenstände, die für medizinische 
Zwecke bestimmt sind; 

3. Natürlidie Edelsteine und Perlen einschließlich 
der Zuchtperlen, lose oder gefaßt, mit einem 
Gewidit von über einem Gramm; 

4. Personenkraftwagen, wenn das Entgelt zwölf- 
tausend Deutsche Mark übersteigt; 

5. Bekleidungsstücke aus oder in Verbindung mit 
Pelzwerk, wenn das Entgelt achthundert Deutsche 
Mark übersteigt; 

6. Teppiche und Fußbodenbelag, wenn das Entgelt 
achtzig Deutsche Mark für den Quadratmeter 
übersteigt; 

7. Lederwaren, ausschließlich Berufskleidung aus 
Leder, wenn das Entgelt einhundertfünfzig 
Deutsche Mark übersteigt, sowie Lederwaren 
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aus Leder von Reptilien ohne Rücksicht auf die 
Höhe des Entgelts; 

8. Fußbekleidung aus anderem Leder als Kalb-, 
Rind-, Roß-, Schaf-, Schweins- und Ziegenleder; 

9. Parfüme und kosmetische Mittel, wenn das Ent- 
gelt eine Deutsche Mark für den Kubikzenti- 
meter übersteigt; 

10. Gebinde und sonstige Herrichtungen aus Blumen 
und Pflanzen, wenn das Entgelt fünfundzwanzig 
Deutsche Mark übersteigt; 

1 1 . Spirituosen, wenn das Entgelt zwanzig Deutsche 
Mark für das Liter übersteigt; 

12. Hummer, Kaviar, Austern, Langusten; 

13. Motorboote und Jachten, sofern sie nicht der 
Rettung Schiffbrüchiger zu dienen bestimmt sind 
oder von Sportvereinen oder -verbänden er- 
worben werden. 


S 2 

Einzelhandel 

(1) Eine Lieferung im Einzelhandel ist jede 
Lieferung eines Unternehmers an einen Abnehmer, 
der die gelieferten Gegenstände nicht als Unterneh- 
mer zur Verwendung in seinem Unternehmen er- 
wirbt. 

(2) Lieferungen an Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts gelten stets als Lieferungen außerhalb 
des Einzelhandels. 

(3) Ein Umsatz, der aus der Buchführung nicht 
eindeutig und leicht nachprüfbar als Umsatz außer- 
halb des Einzelhandels ersichtlich ist, gilt als Lie- 
ferung im Einzelhandel. 


§3 


Steuersatz und Besteuerungsmaßstab für 
aufwandsteuerpflichtige Werkleistungen 


(1) Stellt ein Unternehmer Gegenstände der in 
§ 1 bezeichneten Art im Werklohn her, so erhöht sich 
die Umsatzsteuer auf zehn vom Hundert des Werk- 
lohns zuzüglich des Wertes der verwendeten Stoffe, 
wenn der Unternehmer nicht nachweist, daß der Be- 
steller Unternehmer ist und die Gegenstände im 
Rahmen seines Unternehmens verwendet, oder daß 
der Besteller eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ist. Übergibt der Besteller die in § 1 Ziffern' 
1 und 3 bezeichneten Gegenstände zur Bearbeitung 
oder Verarbeitung, so gehört deren Wert nicht zum 
Besteuerungsmaßstab. 

(2) Hängt die erhöhte Steuerpflidit nadi § 1 von 
der Höhe des Entgelts ab^ so ist Absatz 1 anzu- 
wenden, wenn der Werklohn zuzüglich des Wertes 
der verwendeten Stoffe die in § 1 bezeichneten Preis- 
grenzen übersteigt. 
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(3) Als Wert der verwendeten Stoffe gilt der 
Preis, den Einzelhändler am Ort und zur Zeit der 
Herstellung für Stoffe gleicher Art ihren Abnehmern 
zu berechnen pflegen. 


§ 4 


Rechnungsvermerke 

Unternehmer, die Parfüme und kosmetische 
Mittel im Sinne des § 1 Ziffer 9 an einen anderen 
Unternehmer liefern, sind verpflichtet, in der Rech- 
nung den Rauminhalt des gelieferten Gegenstandes 
anzugeben. Das gilt nicht, wenn die einzelnen 
Gegenstände selbst mit den bezeichneten Angaben 
versehen sind. 


§ 5 

Buchmäßiger Nachweis 

Haben Unternehmer Umsätze, die der Aufwand- 
steuer nach § 1 und § 3 unterliegen, so sind sie ver- 
pflichtet, den zur Enmittlung der aufwandsteuer- 
pflichtigen Umsätze erforderlichen buchmäßigen 
Nachweis zu erbringen. 


§ 6 

Erhöhte Ausgleichsteuer 

Die Ausgleichsteuer nach § 7 Absatz 5 des Um- 
satzsteuergesetzes erhöht sich für die Einfuhr der 
in § 1 bezeichneten Gegenstände dann auf zehn vom 
Hundert des Erwerbspreises oder Wertes (§ 6 des 
Umsatzsteuergesetzes), wenn diese Gegenstände 
nicht zum Handel bestimmt sind. 

§ ^ 

Offene Abwälzung der Steuer 

Die Vorschrift des § 10 des Umsatzsteuergesetzes 
findet auf die Aufwandsteuer keine Anwendung. 


2. Abschnitt 


Spesenabgabe 


§8 


Aufwendungen für die Bewirtung 
von Geschäftsfreunden 


(1) Aufwendungen für die Bev^irtung von Ge- 
schäftsfreunden mit Speisen, Getränken oder sonsti- 
gen Genußmitteln können für die Zwecke der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer bei der 
Ermittlung des Gewinns oder des Überschusses der 
Einnahmen über die Werbungskosten nur dann als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten (§ 4 Absatz 4 
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und § 9 des Einkommensteuergesetzes) abgesetzt wer- 
den, wenn 

1. die Aufwendungen besonders auf gezeichnet und 
beim Vorliegen ordnungsmäßiger Buchführung 
auf einem Sonderkonto verbucht sind, 

2. dem Finanzamt im Falle der Bewirtung in einer 
Gaststätte vom Steuerpflichtigen über die Auf- 
wendungen Quittungen vorgelegt werden, die auf 
den Namen oder die Firma des Steuerpflichtigen 
lauten und von dem Unternehmer der Gast- 
stätte oder dem von diesem eingesetzten Betriebs- ' 
führer unter Angabe der Gaststätte, des Ortes 
und des Tages der Bewirtung unterzeichnet sind 
und 

3. die Entrichtung einer Spesenabgabe (§ 9) an das 
Finanzamt nadigewiesen wird. 

(2) Das Gleiche gilt für Aufwendungen der im 
Absatz 1 genannten Art, die der Steuerpflichtige 
anläßlich der Bewirtung von Geschäftsfreunden für 
sich selbst, für seine Arbeitnehmer oder für andere 
an der Bewirtung teilnehmende Personen macht. 
Arbeitnehmer sind auch Vorstandsmitglieder von 
Körperschaften, Personen Vereinigungen und Ver- 
mögensmassen im Sinn der §§ 1 und 2 des Körper- 
sdiaftsteuergesetzes. 

(3) Geschäftsfreunde im Sinn der Absätze 1 und 2 
sind Personen, mit denen der Steuerpflichtige in ge- 
schäftlicher oder beruflicher Verbindung steht oder 
eine solche Verbindung anbahnen will. 

(4) Das Finanzamt kann in den Fällen der Ab- 
sätze 1 und 2 von dem Steuerpflichtigen die Angabe 
des Namens, der Firma, der Berufsstellung der be- 
wirteten Personen und den Nachweis oder die Glaub- 
haftmachung des geschäftlichen Anlasses der Bewir- 
tung verlangen. 

(5) Beim- Steuerabzug vom Arbeitslohn können 
Aufwendungen der im § 8 Absatz 1 und Absatz 2 
genannten Art abweichend von § 41 Absatz 1 Zif- 
fer 1 des Einkommensteuergesetzes erst nach Ablauf 
des Kalenderjahres im Lohnsteuer] ahresausgleich 
als Werbungskosten geltend gemacht werden. 
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Höhe der Spesenabgabe 


' Die Spesenabgabe (§ 8) beträgt für die in einem 
Kalenderjahr gemachten Aufwendungen der im § 8 
Absatz 1 genannten Art bis zu 6000 Deutsche Mark 
10 vom Hundert des aufgewendeten Betrages, 
von mehr als 6000 Deutsche Mark bis 12 000 Deut- 
sche Mark 


15 vom Hundert des 6000 Deutsche Mark über- 
steigenden Betrages, 
von mehr als 12 000 Deutsche Mark 
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20 vom Hundert des 12 000 Deutsche Mark 
übersteigenden Betrages. 

§ 10 

Entrichtung der Spesenabgabe 
Die Spesenabgabe ist 

a) von Einkommensteuerpflichtigen, soweit nicht 
Buchstabe d in Betracht kommt, spätestens bis 
zum Ablauf der Frist für die Abgabe der Ein- 
kommensteuererklärung, 

b) von Arbeitnehmern, die nicht veranlagt werden, 
spätestens bis zur Stellung des Antrags auf Durch- 
führung des Lohnsteuerjahresausgleichs, 

c) von Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinn der §§ 1 und 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes spätestens bis zum 
Ablauf der Frist für die Abgabe der Körper- 
schaftsteuererklärung. 

d) von offenen Handelsgesellschaften, Kommandit- 
gesellschaften und anderen Gesellschaften, bei 
denen die Gesellschafter als Mitunternehmer an- 
zusehen sind (§15 des Einkommensteuergesetzes), 
spätestens bis zum Ablauf der Frist für die Ab- 
gabe der Erklärung zur einheitlichen Feststellung 
des Gewinns 

bei dem für die Veranlagung der Einkommensteuer 
oder der Körperschaftsteuer oder dem für die ein- 
heitliche Feststellung des Gewinns zuständigen 
Finanzamt anzumelden und an dieses Finanzamt zu 
entrichten. 


§ 11 

Nichtabzugsfähigkeit der Spesenabgabe 

(1) Die Spesenabgabe ist bei der Ermittlung der 
Einkünfte im Sinn des Einkommensteuergesetzes und 
des Körperschaftsteuergesetzes nicht abzugsfähig. 

(2) Die Entrichtung der Spesenabgabe gilt nicht 
als Entnahme bei der Anwendung der §§ 10a und 32a 
des Einkommensteuergesetzes. 


§ 12 

Erstattung 

Werden bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
oder zur Körperschaftsteuer oder bei der einheit- 
lichen Feststellung des Gewinns die Aufwendungen, 
für die eine Spesenabgabe entrichtet worden ist, nicht 
als Betriebsausgaben oder als Werbungskosten ab- 
gezogen, so wird die entrichtete Spesenabgabe nach 
Eintritt der Rechtskraft des Einkommensteuer- 
bescheides, Körperschaftsteuerbescheides oder Fest- 
stellungsbescheides erstattet. 
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§ 13 


Verwaltung, 

Anwendbarkeit der Reichsabgabenordnung 

(1) Die Spesenabgabe wird von den Landes- 
finanzbehörden verwaltet und fließt den Ländern zu. 

(2) Für die Spesenabgabe gelten die Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung entsprechend, soweit sich 
nicht aus der Art der Abgabe und der Erhebung 
etwas anderes ergibt. 


3, Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 14 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Durchführung des 1. Abschnitts dieses Gesetzes 
Rechtsverordnungen zu erlassen, und zwar über 

1. die nähere Bestimmung der erhöht steuerpflich- 
tigen Gegenstände (§§ 1 und 3), 

2. den buchmäßigen Nachweis (§ 5), 

3. die Erhebung der erhöhten Ausgleichsteuer (§ 6), 

4. ein vereinfachtes Verfahren für die Berechnung 
und Entrichtung der erhöhten Umsatzsteuer. 

Diese Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(2) Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrats zur Durchführung 
des 2. Abschnitts dieses Gesetzes Rechtsverordnungen 
zu erlassen, und zwar über 

1. die Aufzeichnungspflicht (§ 8 Absatz 1 Ziffer 1), 

2. die Durchführung des Belegzwangs (§ 8 Absatz 1 
Ziffer 2), 

3. die nähere Abgrenzung des Begriffs Gaststätte 
(§ 8 Absatz 1 Ziffer 2) und des Begriffs Ge- 
schäftsfreunde (§ 8 Absatz 3), 

4. das Verfahren bei der Entrichtung, Festsetzung 
und Erstattung der Spesenabgabe und den Nach- 
weis der Entrichtung der Spesenabgabe (§ 8 Ab- 
satz 1 Ziffer 3, § 10, § 12). 

§ 15 

(1) Die Steuer nach § 1 und nach § 3 ist zu erheben, 
v/enn sowohl die Leistung als auch die Vereinnah- 
mung des Entgelts nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes erfolgt sind. 

(2) Beruht die Leistung, die nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes der Aufwandsteuer unterliegt, auf 
einem Vertrag, der vor der Verkündung dieses Ge- 
setzes abgeschlossen ist, so ist der Empfänger der 
Leistung mangels abweichender Vereinbarung ver- 
pflichtet, dem Unternehmer einen Zuschlag zum Ent- 
gelt zu gewähren, der der Erhöhung der Umsatz- 
steuer durch dieses Gesetz entspricht. 
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§ 16 . 

Die Vorschriften des § 14 treten am Tage nach 
der Verkündung des Gesetzes in Kraft. Die Vor- 
schriften des 1. Abschnitts und § 15 treten am ersten 
Tag des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, 
in dem das Gesetz verkündet wird. Die Vorschriften 
des 2. Abschnitts treten mit Beginn des Kalender- 
vierteljahres in Kraft, das auf das Kalenderviertel- 
jahr folgt, in dem das Gesetz verkündet wird. 
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Begründung 
1. Zum 1. Abschnitt: Aufwandsteuer 
A. Im Allgemeinen 

Die Aufwandsteuer, die im ersten Abschnitt des Entwurfs behandelt 
wird, ist keine selbständige Steuer, sondern nur eine für die Einzel- 
handelslieferungen bestimmter Gegenstände erhöhte Umsatzsteuer. 
Der Einbau dieser Besteuerung besonderen Aufwandes in die Umsatz- 
steuer entspricht der systematischen Behandlung der ehemaligen 
Luxussteuer, die im Jahre 1919 eingeführt und im Jahre 1926 wieder 
beseitigt worden ist. 

Die Luxussteuer ist eines der umstrittensten steuerlichen Gebiete. 
Eine nicht vorsichtig gestaltete Luxussteuer führt zu Produktionsein- 
schränkungen und damit zu Arbeiterentlassungen. Das darin liegende 
soziale Problem ist um so ernster, je schwieriger es ist, die entlassenen 
Arbeitskräfte in einen anderen Arbeitsprozeß einzugliedern. Ferner 
besteht die Gefahr, daß Facharbeiter abwandern und für ihre Spezial- 
arbeit dauernd verloren gehen. Produktionseinschränkungen mindern 
das Steueraufkommen durch den Ausfall von Lohnsteuern und durch 
die Minderung der Einkommen- und Ertragsteuern infolge des Rück- 
ganges der Gewinne. 

Wenn Waren mit einem hohen Lohnanteil betroffen werden, so 
wird die Arbeit, insbesondere die Qualitätsarbeit, steuerlich besonders 
belastet; das kann leicht einen Druck auf die Löhne auslösen. 

Jede Luxussteuer geht davon aus, daß die Steuer abgewälzt wird; 
sie enthält also ein preissteigerndes Element. 

Von besonderer Bedeutung ist die Frage, inwieweit der Export 
durch die Luxussteuer behindert wird. Wenn der Export selbst auch 
Umsatz- und luxussteuerfrei ist, so braucht er doch einen genügend 
breiten Inlandabsatz, vor allem aus kalkulatorischen Gründen, gele- 
gentlich auch aus technischen Gründen, wie z. B. bei der Herstellung 
von Teppichen. 

Eine Luxussteuer kann den Schwär zmarktgeschäften neuen Auf- 
trieb geben. 

Alle diese Gesichtspunkte hat die Bundesregierung sorgfältig erwo- 
gen, als sie sich wegen der besonderen finanzpolitischen Lage veran- 
laßt sah, den Entwurf eines Gesetzes zur Besteuerung besonderen Auf- 
wandes vorzulegen. Wenn das Wort Luxussteuer vermieden wird, so 
bedeutet das mehr als eine stilistische Wendung. Der Begriff Luxus 
hat eine stark subjektive Seite, die der Erfassung durch gesetzgebe- 
rische Maßnahmen auf breiterer Grundlage unzugänglich ist. Immer- 
hin wäre es möglich, in einem allerdings sehr engen Rahmen den Luxus 
zu objektivieren. Dieser spielt aber in dem verarmten Deutschland 
eine so völlig untergeordnete Rolle, daß es sich nicht lohnt, die Appa- 
ratur der Finanz Verwaltung anzusetzen. 

Der Begriff des besonderen Aufwandes ist nicht so eng und daher 
gegenständlich umfassender. Für die Auswahl der aufwandsteuer- 
pflichtigen Gegenstände diente als allgemeine Richtlinie der Gedanke, 
daß aus dem Erwerb btstimmter Gegenstände auf eine besondere Zah- 
lungsfähigkeit und damit eine besondere Steuerkraft des Käufers 
geschlossen werden kann, ohne daß mit dem Kauf solcher Gegen- 
stände eine Diffamierung der Lebenshaltung der Käufer verbunden 
sein soll. Für die Auswahl der Gegenstände und das Ausmaß der Be- 
lastung war der Gesichtspunkt bestimmend, daß die Wirtschaft ge- 
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schont werden muß. Eine Schädigung der Wirtschaft und ein^ uner- 
wünschte Verlagerung des Produktionsprogramms könnte dadurch 
hervorgerufen werden, daß die Käufer in größerem Umfang dazu 
übergehen, an Stelle von aufw and steuerpflichtigen Gegenständen 
solche Gegenstände zu erwerben, die der Aufwandsteuer nicht unter- 
liegen. In der ersten Zeit nach der Einführung der Aufwandsteuer 
wird aus psychologischen Gründen mit einem derartigen Ausweichen 
vor der Aufwandsteuer zu rechnen sein, es ist aber anzunehmen, daß 
sich dies bald wieder geben wird. 

B. Im Besonderen 

Zu § 1 

Die Aufwandsteuer soll der letzte Verbraucher tragen. Es ist der 
Umsatzsteuer eigentümlich, daß nach dem Willen des Gesetzgebers 
Steuerschuldner und Steuerträger nicht dieselbe Person ist. Zum 
Steuerschuldner der Aufwandsteuer hätte der Hersteller, der Groß- 
händler und der Einzelhändler gemacht werden können. Es war daher 
zunächst zu entscheiden, auf welcher Wirtschaftsstufe die Aufwand- 
steuer zu erheben ist. Vom Standpunkt der Verwaltung aus ist die 
Einzelhandelsstufe wegen der vermehrten Verwaltungsschwierigkei- 
ten, insbesondere der erschwerten Steueraufsicht, weniger geeignet als 
eine andere Stufe, gleichwohl wird sie im Interesse des überwiegenden 
Teils der Wirtschaft als Erhebungsstufe vorgeschlagen. Würde die 
Steuer auf einer vorhergehenden Stufe erhoben, so müßte sie vorgelegt 
werden, bis ihr Betrag, oft nach längerer Frist, im Einkaufspreis des 
letzten Erwerbers hereinkommt. Dadurch würde eine vermehrte Kapi- 
talinvestierung erforderlich sein. Bei den Zwischenstufen würde die 
Umsatzsteuer auch von dem Betrag der Aufwandsteuer zu entrichten 
sein, da er einen Teil des Entgelts darstellt. Hierdurch würde eine, 
weitere, nicht beabsichtigte Preissteigerung eintreten. Der Ausweg, 
daß die Aufwandsteuer von Stufe zu Stufe neben dem Warenpreis 
besonders in Rechnung gestellt wird, versagt deshalb, weil bei diesem 
Verfahren dem jeweiligen Abnehmer durch den Aufwandsteuerbe- 
trag die Handelsspanne ersichtlich wird; das pflegt den Handelskrei- 
sen unerwünscht zu sein. Wird die Aufwandsteuer beim Einzelhänd- 
ler erhoben, so hat dieser regelmäßig die Steuer erst dann zu entrich- 
ten, wenn er das Entgelt für die aufwandsteuerpflichtige Lieferung 
vereinnahmt hat. Unter Umständen liegt zwischen der Verelnnah- 
mung des Entgelts und der Entrichtung der Steuer eine Frist von 4 
bis 5 Wochen, worin ein weiterer kleiner Vorteil für den Einzelhänd- 
ler liegt. 

Die Erhebung der Aufwandsteuer beim Einzelhändler bietet ferner 
den Vorteil, daß die Ausfuhr steuerfrei bleibt, ohne daß es eines um- 
ständlichen Vergütungs Verfahrens bedarf. 

Durch die Erhebung der Steuer beim Einzelhandel wird vermie- 
den, daß bei Verwendung aufwandsteuerpflichtiger Gegenstände zur 
Herstellung anderer ebenfalls aufwandsteuerpflichtiger Gegenstände 
besondere Maßnahmen zum Ausschluß einer zweimaligen erhöhten 
Belastung desselben Gegenstandes getroffen werden müssen. 

Die von der Aufwandsteuer erfaßten Gegenstände wurden mit 
Zurückhaltung ausgewählt. Es kann sein, daß der eine oder andere 
Gegenstand vermißt wird; indessen sollte mit größter Vorsicht und 
Schonung der Wirtschaft vorgegangen werden.^ Bei einer Anzahl von 
Gegenständen sind Preisgrenzen für die Aufwändsteuerpflicht vorge- 
sehen. Das widerspricht an sich den Grundlehren der Luxussteuer, 
wird aber hingenommen, um die äußerst komplizierten Abgrenzungen 
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nach anderen Gesichtspunkten, wie der stofflichen Grundlage, der Art 
der Verarbeitung, dem Anteil bestimmter Materialien am Gesamt- 
gegenstand u. a., zu vermeiden. In allen Fällen, in denen die Katalogi- 
sierung zu einer Art Geheimwissenschaft werden würde, werden im 
Interesse der Einfachheit und Gemeinverständlichkeit Preisgrenzen zu 
Hilfe genommen. Der Umstand, daß je nach der Preisentwicklung 
eine gesetzliche Neuregelung notwendig werden kann, muß als das 
kleinere Übel in Kauf genommen werden. 

Zu §2 

Der Begriff Lieferung im Einzelhandel im Sinne der Aufwand- 
steuer deckt sich mit den Vorschriften des § 11 Absatz 1 und 2 der 
Durchführungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz, ergänzt durch 
die inhaltliche Übernahme der Vorschrift des § 53 Absatz 2 a. a. O. 

Es lag der Gedanke nahe, für die Zwecke der Aufwandsteuer einen 
von den allgemeinen Bestimmungen des Umsatzsteuerrechts abwei- 
chenden Begriff der Lieferung im Einzelhandel aufzustellen, etwa der 
Art, daß im Sinne der Aufwandsteuer eine Lieferung immer dann 
eine Lieferung im Einzelhandel ist, wenn der Abnehmer die Gegen- 
stände nicht zur gewerblichen Weiterveräußerung (unverarbeitet oder 
verarbeitet) oder nicht zur Herstellung anderer Gegenstände erwirbt. 
Dann hätte man, da die Aufwandsteuer nichts anderes als eine er- 
höhte Umsatzsteuer ist, innerhalb des Umsatzsteuer rechts zwei ver- 
schiedene Begriffe der Einzelhandelslieferung gehab';. Das hätte — 
von der methodischen Unebenheit abgesehen — dazu geführt, daß 
Vergütungs- oder Freibezugs verfahren hätten eingeführt werden müs- 
sen, z. B. wenn der Goldschmied Gold verarbeitet, um daraus auf- 
wandsteuerpflichtige Gegenstände herzustellen. Es wäre auch eine 
in vielen Fällen unerwünschte Belastung des Erwerbs von Gegenstän- 
den zu gewerblichen oder beruflichen Zwecken eingetreten, z. B. beim 
Erwerb von Lederwaren zum Gebrauch in einem Unternehmen. Der 
Gefahr, daß durch unlautere Machenschaften ein zum privaten Ge- 
brauch bestimmter Gegenstand als zur gewerblichen Verwendung be- 
stimmt bezeichnet wird, muß in geeigneter Weise begegnet werden. 

Zu §3 

§ 3 ist erforderlich, damit die Aufwandsteuer nicht dadurch um- 
gangen wird, daß ein Gegenstand nicht auf Grund eines Lieferungs- 
vertrages, wozu auch der Werklief erungs vertrag gehört, erworben 
wird, sondern daß er im Werklohn für den privaten Auftraggeber 
hergestellt wird. Wenn z. B. eine Privatperson Nerzfelle, die in die 
Liste des § 1 nicht auf genommen sind, kauft und sich daraus Im Werk- 
lohn einen Nerzmantel fertigen läßt, würde sie ohne die Vorschrift 
des § 3 günstiger gestellt sein als jemand, der einen Nerzmantel er- 
wirbt. Die Gleichstellung wird dadurch erreicht, daß der Lohnver- 
arbeiter die Umsatzsteuer In Höhe von 10 v. H. zu entrichten hat, 
und daß nicht nur der Werklohn, dem nach geltendem Recht der Preis 
der vom Unternehmer beschafften Stoffe hinzuzurechnen ist, sondern 
auch der Wert der dem Lohnverarbeiter vom Besteller zur Verarbei- 
tung übergebenen Stoffe Besteuerungsmaßstab für die Umsatzsteuer 
Ist. Läßt der private Auftraggeber die In § 1 Ziffern 1 und 3 aufge- 
führten Gegenstände in Lohn verarbeiten, so gehört deren Wert nicht 
zur Besteuerungsgrundlage des Lohnverarbeiters, da schon der Erwerb 
dieser Gegenstände durch einen Nichtunternehmer der Aufwand- 
steuer unterliegt. Bei dieser Regelung werden nicht erfaßt Edelme- 
talle und deren Legierungen sowie Perlen, die der Lohn auf traggeber 
nicht nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erworben hat. Das er- 
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schien gerechtfertigt, da es zu Härten führen könnte, bei der Verar- 
beitung etwa von Stücken aus altem Familienbesitz die Metalle be- 
sonders zu belasten. 

Zu §4 

Der Einzelhändler wird vielfach den Parfüminhalt eines von ihm 
gelieferten Flakons nicht kennen. In diesen Fällen setzt die Vor- 
schrift des § 4 ihn — und bei Durchführung einer Kontrolle das 
Finanzamt — in die Lage, aus den Einkaufsrechnungen zu ersehen, 
ob die Voraussetzungen für die Aufwandsteuerpflicht gegeben sind. 
Wenn die Gegenstände selbst mit den erforderlichen Angaben ver- 
sehen sind, erübrigt sich die Angabe auf den Rechnungen. 

Zu § 5 

Die Vorschrift über den buchmäßigen Nachweis entspricht der son- 
stigen Handhabung im Umsatzsteuerrecht. 

Zu § 6 

Aufwandsteuerpflichtige Gegenstände, die als Handelswaren ein- 
geführt werden, gehen irgendwann an den letzten .Verbraucher und 
werden dann von der Aufwandsteuer erfaßt. Da die zweimalige Bela- 
stung solcher Gegenstände durch die Aufwandsteuer nicht beabsich- 
tigt ist, auch untragbar wäre, müßten, wenn die Einfuhr der erhöhten 
Ausgleichsteuer unterliegen würde, Vergütungen gewährt werden. Das 
komplizierte und mit erheblicher Arbeit für Verwaltung und Unter- 
nehmer verbundene Vergütungs verfahren wird dadurch vermieden, 
daß die erhöhte Ausgleichsteuer nicht für die Einfuhr der zum Han- 
del bestimmten aufwandsteuerpflichtigen Gegenstände erhoben wird. 
Die Einfuhr der zum privaten Gebrauch oder Verbrauch bestimmten 
Gegenstände muß der erhöhten Ausgleichsteuer unterliegen, weil diese 
Gegenstände nicht über den Einzelhandel gehen und somit aufwand- 
steuerfrei blieben, was dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung widerspräche. Die Einfuhr von Gegenständen, die nicht zum 
Handel bestimmt sind, hat z. Zt. ganz untergeordnete Bedeutung. 

Zu § 7 

Der Steuerschuldner ist berechtigt, die Aufwandsteuer gesondert 
anzufordern. Diese Abweichung von dem Grundsatz des § 10 des 
Umsatzsteuergesetzes beruht auf der Erwägung, daß es psychologisch 
für den Verkäufer und den Käufer zweckdienlich sein kann, wenn 
der Kunde erkennt, welchen Preis er für die Ware und welchen Be- 
trag er daneben für die Aufwandsteuer zahlen muß. 

11. Zum 2. Absdinitt: Spesenabgabe 

A. ImAllgemeinen 

Nach den Vorschriften des Einkommensteuerrechts sind die Be- 
träge, die von den Einkommensteuerpflichtigen zur geschäftlich not- 
wendigen Pflege der Beziehungen zu ihren Geschäftsfreunden und zur 
Anbahnung solcher Beziehungen auf gewendet werden, als Betriebs- 
ausgaben oder als Werbungskosten bei der Ermittlung des Gewinns 
oder des Überschusses der Einnahmen über die Ausgaben abzugsfähig. 
Dazu gehören insbesondere die Ausgaben für die Bewirtung von Ge- 
schäftsfreunden. 

Die Erfahrungen, insbesondere der letzten Jahre haben gezeigt, daß 
Ausgaben dieser Art einen ungewöhnlichen Umfang angenommen 
haben, der vielfach nicht mehr als mit dem Erfordernis einer spar- 


12 



Samen Wirtschaftsführung im Einklang stehend angesehen werden 
kann. Außerdem steht ein solcher Aufwand im Widerspruch zu der 
allgemeinen wirtschaftlichen Lage und zur Lebenshaltung des deut- 
schen Volkes. Er ist daher geeignet, den Unwillen weiter Volkskreise 
hervorzurufen, insbesondere deshalb, weil die Kosten eines solchen 
Aufwands über Geschäftsunkosten laufen und infolge ihrer Abzugs- 
fähigkeit bei der Einkommenbesteuerung wirtschaftlich gesehen zu 
einem erheblichen Teil zu Lasten des Steuergläubigers gehen. Hinzu 
kommt, daß dieser Aufwand bei den sich im Inland aufhaltenden 
Ausländern und damit im Ausland falsche Vorstellungen über die 
Lebenshaltung der Allgemeinheit in Deutschland erweckt. 

Diesen Erscheinungen entgegenzuwirken, ist der Zweck der im 2. 
Abschnitt des Entwurfs enthaltenen Vorschriften. Die Vorschriften 
machen die Abzugsfähigkeit der Aufwendungen als Betriebsausgaben 
oder als Werbungskosten von einem verschärften Nachweis und von 
der Zahlung einer Abgabe auf diese Aufwendungen abhängig, um so 
einem nicht gerechtfertigten Abzug der Aufwendungen möglichst vor- 
zubeugen und um die Aufwendungen auf das wirtschaftlich gebotene 
Maß zurückzuführen. Mit der Abgabe soll gleichzeitig dem Umstand 
Rechnung getragen werden, daß den Ausgaben für die Bewirtung von 
Geschäftsfreunden ihrer Natur nach in gewisser Hinsicht auch priva- 
ter Charakter innewohnt. Zwar stellt diese Maßnahme auf dem Ge- 
biet der Einkommenbesteuerung insofern etwas Außergewöhnliches 
dar, als durch sie in die Ausgabenwirtschaft der Betriebe eingegriffen 
und die Eindämmung bestimmter Ausgaben versucht wird. Jedoch 
erscheint das erstrebte Ziel so wichtig, daß es gerechtfertigt ist, alle 
die Bedenken zurückzustellen, die gegen eine derartige Regelung spre- 
chen. Wie sich schon aus dem Zweck der Vorschrift ergibt, ist nicht 
beabsichtigt, die Regelung dauernd aufrecht zu erhalten. 

B. ImBesonderen 

Zu § 8 
Absatz 1 

Aufwendungen für die Bewirtung von Geschäftsfreunden und sol- 
chen Personen, die als Geschäftsfreunde durch die Bewirtung gewon- 
nen werden sollen, sind nach den Vorschriften des Einkommensteuer- 
gesetzes als Betriebsausgaben oder als Werbungskosten bei der Ermitt- 
lung des Gewinns oder des Überschusses der Einnahmen über die 
Werbungskosten unter bestimmten Voraussetzungen abzugsfähig. Ab- 
satz 1 schreibt für die Zukunft drei weitere Voraussetzungen für 
die Abzugsfähigkeit solcher Aufwendungen vor. Die erste dieser Vor- 
aussetzungen (Aufzeichnung und Verbuchung der Aufwendungen auf 
einem Sonderkonto bei vorliegender ordnungsmäßiger Buchführung) 
hat ihren Grund darin, dem Finanzamt die notwendige Nachprüfung 
zu erleichtern und damit den vielfach beobachteten Mißbrauch bei der 
Inanspruchnahme der Abzugsfähigkeit zu erschweren. Die zweite 
Voraussetzung (das Vorlegen von auf den Namen des Steuerpflich- 
tigen lautenden Quittungen, die vom Gastwirt oder seinem Vertreter 
unter Angabe der Gaststätte und des Ortes und Tages der Bewirtung 
unterzeichnet sind) dient dem gleichen Zweck. Sie soll insbesondere 
das bisherige Übel beseitigen, daß vom Steuerpflichtigen als Belege 
Gaststättenrechnungen vorgelegt werden, die lediglich vom Kellner 
ausgestellt sind und oft keinerlei Gewähr dafür bieten, daß die in der 
Rechnung angegebenen Beträge richtig und tatsächlich auch vom 
Steuerpflichtigen aufgewendet worden sind. Die dritte Vorausset- 
zung (Spesenabgabe) bezweckt die Eindämmung der Aufwendungen 


13 



für die Bewirtung von Geschäftsfreunden auf das wirtschaftlich ge- 
botene Maß und trägt, wie oben bereits ausgeführt, dem in gewisser 
Hinsicht privaten Charakter solcher Aufwendungen Rechnung. 

Die Nachprüfung durch das Finanzamt hat sich also künftig, 
wenn der Abzug von Aufwendungen der genannten Art beansprucht 
wird, einmal darauf zu erstrecken, ob die Aufwendungen überhaupt 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten nach dem Einkommensteuer- 
gesetz (§ 4 Absatz 4, § 9) sind, zum andern darauf, ob die ange- 
führten drei weiteren Voraussetzungen vorliegen. 

A b s a t z 2 

Die Vorschrift in Satz 1 hat ihren Grund darin, daß es mit dem 
Sinn und Zweck des Gesetzes unvereinbar wäre, wenn die Aufwen- 
dungen von der Besteuerung ausgenommen blieben, die anläßlich der 
Bewirtung eines Geschäftsfreundes für den Gastgeber selbst ;und für 
die an der Bewirtung sonst noch teilnehmenden Personen (z. B. Ange- 
stellte oder Angehörige des Steuerpflichtigen oder des Geschäfts- 
freundes) erwachsen. 

Die Vorschrift in Satz 2 dient der Klarstellung. 

A b s a t z 3 

Daß Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen nicht in geschäftlicher oder 
beruf lidier Verbindung mit dem Steuerpflichtigen in diesem Sinn 
stehen, ergibt sich ohne weiteres aus der Verkehrsauffassung und auch 
aus Absatz 2 Satz 1. Vorsorglich ist im § 14 Absatz 2 Ziffer 1 die Er- 
mächtigung der Bundesregierung zu einer näheren Abgrenzung des Be- 
griffs Geschäftsfreunde vorgesehen. 

Absatz 4 

Die in der Vorschrift angegebenen Befugnisse stehen dem Finanzamt 
grundsätzlich bereits auf Grund der Reichsabgabenordnung zu. Ihre 
Erwähnung im Gesetz erscheint jedoch zweckmäßig. 

A b s a t z 5 

Die Vorschrift ist notwendig, weil die Spesenabgabe aus Verein- 
fachungsgründen nur einmal jährlich und zwar nach Ablauf des Kalen- 
derjahres und nicht schon in den einzelnen Lohnzahlungszeiträumen 
abgeführt werden soll. Auch die Abstufung des Steuersatzes zwingt 
zu einer solchen Regelung. Die weitere Folge ist, daß für diesen Fall 
auch künftig ein Lohnsteuerjahresausgleich durchgeführt werden 
muß. 

Zu §9 

Die Spesenabgabe muß so hoch sein, daß sie auch bei höheren Ein- 
kommensteuersätzen noch eine fühlbare Belastung darstellt. Auf der 
anderen Seite ist die Höhe der Abgabe dadurch begrenzt, daß der wirt- 
schaftlich schwächere Steuerpflichtige nicht genötigt werden darf, 
Aufwendungen der besteuerten Art entgegen den geschäftlichen Not- 
wendigkeiten völlig zu unterlassen. Die vorgesehene Höhe der Steuer 
dürfte diesen Erfordernissen und dem mit der Abgabe verfolgten 
Zweck gerecht werden. 

Zu§ 10 

Die Vorschriften darüber, von wem und bis zu welchem Zeitpunkt 
spätestens die Abgabe in den Fällen' a, b und c zu entrichten ist, er- 
geben sich aus den Vorschriften über die Einkommenbesteuerung. Die 
Regelung unter d trägt dem Umstand Rechnung, daß der Abzug der 
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Aufwendungen bereits bei der einheitlidien Feststellung des Gewinns 
und nicht erst bei der Besteuerung der an den genannten Personen- 
gesellschaften Beteiligten vorgenommen wird. 

Zu § 11 

Der Zweck der Spesenabgabe würde vereitelt werden, wenn die 
Abgabe bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer abgezogen und 
damit zum Teil auf den Steuergläubiger zurückgewälzt werden 
könnte. Durch Absatz 1 wird daher die Abzugsfähigkeit der Abgabe 
bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer ausgeschlossen. 

Die Behandlung der Spesenabgabe als Entnahme würde in manchen 
Fällen die Begünstigung des nichtentnommenen Gewinns teilweise oder 
sogar ganz unmöglich machen. Es erscheint daher geboten, die Spesen- 
abgabe ebenso wie die auf das Betriebsvermögen entfallende Sofort- 
hilf eabgabe bei Anwendung sowohl des § 10a als auch des § 32a des 
Einkommensteuergesetzes nicht als Entnahme anzusehen. 

Zu § 12 

Nach dem Gesetz unterliegen der Abgabe die im § 8 genannten 
Aufwendungen nur dann, wenn sie nach allgemeinen steuerlichen 
Grundsätzen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abzugsfähig 
sind. Es ist daher eine Erstattung der Abgabe für den Fall vorzu- 
schreibeu, daß das Finanzamt die vom Steuerpflichtigen geltend ge- 
machten Aufwendungen weder als Betriebsausgaben noch als Wer- 
bungskosten anerkennt. 

Zu§ 13 

Absatz 1 trägt der engen Verbindung der Spesenabgabe mit der den 
Ländern zufließenden und von den Ländern verwalteten Einkommen- 
und Körperschaftsteuer Rechnung. 

Die Spesenabgabe ist eine Abgabe besonderer Art, für die beispiels- 
weise weder eine Beitreibung noch eine strafbare Verkürzung in Be- 
tracht kommt. Die entsprechende Anwendung von sonstigen Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung — in Frage kommen z. B. die 
Vorschriften über die Aufrechnung, Erstattung und Festsetzung — 
erscheint zweckmäßig. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge 

des Bundesrats zum Entwurf eines Gesetzes zur Besteuerung 
besonderen Aufwandes 


1. Im § 1 Ziffer 2 Zeile 3 ist vor dem Wort „Feingehalt'* das 
Wort „gestempelte“ einzufügen. 

2. § 1 Ziffer 3 soll mit den Worten beginnen „natürliche Edel- 
steine und Perlen einsdiließlidi Zuchtperlen, . . . 

3. Im § 1 Ziffer 6 Zeile 1 wird das Wort „sechzig“ durch 
„achtzig“ ersetzt. 

4. Im § 1 Ziffer 7 wird in Zeile 1 hinter „Lederwaren“ eingefügt 
„ausschließlich Berufskleidung aus Leder“. 

5. Im § 1 Ziffer 7 Zeile 1 wird das Wort „einhundert“ durch 
„einhundert fünf zig“ ersetzt. 

6. § 1 Ziffer 11 wird gestrichen. 

7. § 1 Ziffer 12 wird Ziffer 11. 

8. § 1 Ziffer 13 wird Ziffer 12. 

9. § 1 Ziffer 14 wird gestrichen. 

10. § 1 Ziffer 15 wird Ziffer 13 und erhält folgende Fassung: 

„Motorboote und Jachten, sofern sie nicht zur Rettung 
Schiffbrüchiger zu dienen bestimmt sind oder von Sport- 
vereinen oder -verbänden erworben werden.“ 

11. § 4 Absatz 1 wird gestrichen. 

12. Im § 4 Absatz 2 wird (2) gestrichen und diesem Absatz folgen- 
der Satz 2 zugefügt: 

„Das gilt nicht, wenn die einzelnen Gegenstände selbst mit 
den bezeichneten Angaben versehen sind“. 

13. § 4 Absatz 3 wird gestrichen. 

14. Im § 8 Absatz 1 Ziffer 2 letzte Zeile wird nach „sind“, das 
Wort „und“ eingefügt. 

Im übrigen empfiehlt der Bundesrat sicherzustellen, daß unter die 

Ausnahmebestimmung des § 6 auch solche Gegenstände fallen, die 

zur gewerblichen Be- oder Verarbeitung und zum gewerblichen Ver- 
brauch bestimmt sind. 
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